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ihren Kindern bereits vermuittelt WOI- Schwierigkeiten gab bei der Um- Schüler eben nıcht 1in katholischen
den sind. Schließlich musse Erwach- schreibung der akademischen Freiheit Schulen finden sel. Deshalb

kırchlichen Hochschulen un: theo-senenbildung stärker das sozıiale En- komme der Erfassung dieser Schüler
fördern. logischen Instıtuten. Es gab Bestre- 1n gesonderten Kursen außerhalb der

bungen einzelner Bischöfe, einen Pas- Schule 1n der Gemeıinde große Be-
ıne ähnliche Neubesinnung leitet das SUS5 1n das Dokument aufzunehmen, deutung Die Freiwilligkeit könne
Dokument für den Bereich „Hochschul- nach dem nıcht NUur dem einzelnen Pro- ein nützliches Kriteriıum se1n, bringe
erziehung“ e1n. Heute, da mehr als fessor bei durch den Ortsbischof fest- aber auch große Probleme der Erfas-die Hilfte aller Jugendlıchen Amerı1- gestellter Nichtübereinstimmung SUNS mıiıt sıch. Praktisch gebe es bisher
kaner Colleges un: Uniıiversıtäten be- noch keine ausreichenden Studien über
sucht, kommt den Bemühungen Lehrfragen die Lehrbefugnis ENTZOYCN,

sondern bei Lehrstreitigkeiten Zanzen diese Problematik. Die Heranziehung
diese Gruppe ine 1e] ogrößere Bedeu- Instituten das Prädikat „katholisch“ VO:  $ Laien un die eftektivere
Lung als früher. Proklamiert wırd aberkannt werden sollte. Das Oku- katholischerNutzung bestehender
ıne ENSCIC Kooperatıon 7zwischen ment ekennt sıch aber ausdrücklich Schulen tür die Gesamtheıit aller Ju-
kirchlichen un staatlıchen Universıi- ZUTr akademischen Freiheit 1mM Rahmen gendlichen böten sıch als Mög-
taten. War musse nach w 1e VOI alles lıchkeitender allgemeınen Kirchengesetze.

werden, den „sehr bedeuten-
den kritischen Beıitrag bewahren,
den die katholischen Institutionen Im Abschnitt über die katholischen

Schulen selbst wird ebenfalls die ragedurch hre Verpflichtung autf die ge1Sst1- Kooperationsbereitschaft
SCN, intellektuellen und moralischen Im Schulwesen ENSCICI Zusammenarbeit mit kommu-
VWerte der ekchen Tradıition“ bie- nalen Schulen, nach einer stärkeren
ten, doch dürfe die Kirche nıcht die Auch be1 der Umschreibung der Ery- Ausrichtung aut Mınoritäten, Arme

Unterstützung für die „große ehr- ziehungsaufgabe der Schuljugend un: Behinderte un: nach eventuellen
völlıg Formen tür eine Schuleheit der Katholiken“ VETSCSSCH, „die greift ıne Neubesinnung Platz, die

in nıcht-katholischen Institutionen e1In- aber sehr „diplomatisch“ verabreıcht der Zukunft angeschnitten. Hıer SOWI1Ee
wırd: Natürlich se1l iNnan sıch bewußt, in den abschließenden Kapiteln kom-geschrieben sind“
da{fß die katholischen Schulen in der inen auch al] die Probleme der Fınan-

Der Studentenseelsorge wıird ıne viel- Geschichte der Kırche der USA eine zıerung und des Lehrernachwuchses ZUur

bedeutende Rolle gespielt haben un Sprache. urch die erkennbare Schwer-taltıge Aufgabe zugedacht, die VO

intensıver relıg1öser Unterweıisung bis auch noch spielen. Sıe sej1en heute auch punktverlagerung auf die Erwachsenen-
keineswegs weniger bedeutend als bildung und die relıg1öse Unterweıisungzu eıner für dıe ZaNnze christliche Ge-
früher. Doch könne iInan die Tatsache für Schüler nıchtkatholischen Schu-meıinschaft nützliıchen Erprobung

Formen der Liturgıie der Gemeinschaft 1U  - einmal nıcht übersehen, daß der len scheint gründliches Umdenken e1n-
und soz1alen Aktion reichen soll überwiegende Teil der katholischen geleitet se1in.
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Mitbestimmung der Dogmatismus ?
Zur Situation an den Hochschulen n der Bundesrepublik
Im Bundestagswahlkampf 1972 blieb Bildungs- un Hoch- versıtäten, die ZUF Kenntnıis des Mitbürgers gelangen,
schulpolitik weitgehend ausgeklammert. Dies WAar Sy IM- rückgegangen. uch Ziel, Methode und Rıtual des OT'  —

nısıerten Kampfes haben sıch geändert. Das mancherortsptomatısch für dıe Meınung mancher Außenstehender, die
Erregung der Jahre 967//68 habe sich gelegt un der besonders weitgehende Entgegenkommen der Verantwort-
Hochschulbetrieb laufe geänderten organısatorischen lıchen gegenüber bekannten Forderungen hat Proteste auf

einen ınneren Bereich beschränkt. Andernorts haben sıchBedingungen SOZUSASCNH wıeder normal. In der Tat WAar die
Zahl der Fälle VO  3 gravierenden Störungen den Uni1- Sach- un Leistungsorientierung durchgesetzt und aller
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ıdeologischen Verketzerung des Leistungsbegriffes ZU un dergleichen). Mangels politischen Stehvermögens der
Irotz ıne Kooperatıon innerhal der Gruppenuniversı1- Kultusverwaltung wiıird dieser 1aber vielfach auf die echt-
tat ermöglıicht. sprechung verwiıesen. Ab un: hört INa  } die Aufforde-

rung einern Wort des Gesetzgebers. Der Kreıis-
Es 1St allerdings nıcht übersehen, dafß csehr bald der auf annn dann VO  $ beginnen.
Eindruck einer Normalisierung 1mM Hochschulbereich Ze1-

StOrt se1ın dürfte. Die ernNeut eskalierenden Auseinander-
SetzZUNgeEN konzentrieren sıch auf Universitäten, in denen

utonomie und staatliche Vormundschaftsıch zunehmend Vertreter einer funktionsgerechten Neu-
ordnung der Universitätsorganisation Reformer,
die glauben, ıne tradıtionell verstandene Hochschulauto- Progressive Hochschulpolitiker tordern, da{fß die Arbeit
nomı1e NUr den Preıs einer Koalıtion mıiıt mehr oder W - den Hochschulen ach deren gesellschafllicher Relevanz
nıger deurtlich iıdentifizierbaren Gegnern unseres politi- beurteilt wiırd. Im selben Atemzug wırd aber ein Freiraum
schen Systems aufrechterhalten können, durchzusetzen der Unıiversität VO  - staatlichen Zugriften verlangt. Staat
beginnen. Überdies 1st damıt rechnen, dafß gesetzliche un: Gesellschaft werden als unversöhnliche Größen e1n-
Neuregelungen, die bereits erworbene Rechte einschrän- ander gegenübergestellt. Das Bemerkenswerte dieser
ken könnten, mıit allen verfügbaren Mıiıtteln bekämpft Posıition 1St, dafß Ss1e Vertreter der Bildungsgesellschaft un
werden. eindeutige Ideologen eıiner Allianz zusammenführen

konnte. FEın Beispiel tür diese Einstellung War die Diskus-
S10N aut dem Plenum der mMi1t dem Bundeswissen-
schaftsminiıster Klaus “O  > Dohnanyı 11 WOAZ, dieRegionale und zeitliche Unterschiede VO  e der Kritik der mangelnden Beteiligung der Hoch-
schulen beim Zustandekommen des Staatsvertrages ZAuf den ersten Blick fällt der Unterschied 7zayıschen (2D0= Numerus clausus bestimmt WAar. Der rühere Konstanzerbzay ( un SPD- UN SPD/FDP-regierten Ländern Rektor Hess resümıilerte 1in eiınem Vortrag 1mM Rahmen

aut uch be1 unterschiedlichem Stand der Hochschul- der 100 Plenarversammlung der „Dıie Bund un
gesetzgebung (Baden-Württemberg hat 1969 se1n Hoch- Ländern gemeıinsame etatistische Tendenz 1n der Wıssen-
schulgesetz erhalten, Rheinland-Pfalz 1970, ın Bayern
un: Schleswig-Holstein wiırd derzeit erst darüber bera- schaftspolitik 1St stark, daß hinter iıhr die ständige Span-

NUuNgs, die hier 7zwıschen Bund un: Ländern besteht,ten) 21Dt ıne verbreıtete Allergie VO  a Universıitäts-
spitzen un remıen gegenüber Entscheidungen der Kul-

rücktritt Die Einschätzung der derzeitigen Meınung
über die Universıitäten,; die VO  . der Haltung der Presse

tusbürokratie. Ende November 1972 Lrat der Rektor verschieden ISt, scheint ate gestanden haben.“ Es
VO  } Heidelberg spektakulären Umständen zurück, waare  S aber gewiıß nıcht ratsam, die gesellschaftspolitischeKonstanz WAafr, aber Aaus anderen Gründen als Heidelberg, Marginalposition der Hochschulen bestimmen, daß
ZUr gleichen eıit ohne Rektor und Prorektor, 1n 1e] S$1e die rechtlichen un: organıisatorischen BedingungenJegten leiıtende Amtsträger ıhre Ämter nıeder, 1n Re- einer grundsätzlich ablehnenden Haltung gegenüber -gensburg fand eın die Adresse des Kultusministeriums Rechtsordnung abgibt. Die „etatıistische Tendenz“
gerichteter Warnstreik der Studenten Die Aus- 1n der Hochschulpolitik ware dann gar nıcht mehr VelI-
einandersetzungen 1n den unıversıtiren Gremien wırd
auch auf der Ebene der Protessoren 1n der Sache här-

meıiden. Dıie Leistungsfähigkeit der Hochschulen 1St VO  e

eiıner Freistellung für ıhre besonderen Aufgaben durch
ter, ein auf Vermittlung angelegter Reformkurs wırd
nıcht mehr ohne weıteres VO  - der Mehrheit 1n den

VO übrigen öffentlichen Dienst unterschiedene Regelung
einem nıcht geringen Teıl abhängig. Diese FreistellungGremıien Dıie Länder mMi1t sozi1aldemokratischer wırd 1LUFr dann polıtisch vertretbar se1n, WECNN S1€e funk-Führung setfzen ıhre Reformpolitik fort, wobe!] der tionsgerecht verstanden wird. Sıe ann insbesondere keine

1mM Deutschen Bundestag gescheiterte Entwurf eınes Privilegierung einer Gesellschaftskritik bedeuten, da
Hochschulrahmengesetzes als Rıchtlinie _  MM wiırd. dies dem Geist einer demokratischen Gesellschaft wiıder-
Fiındet die Berufungspolitik der zuständıgen Aat-
liıchen Stelle nıcht die ungeteilte Befürwortung aller sprechen würde.

betroffenen Hochschulangehörigen, sind Streik und De- Zum anderen hat die kritische Funktion der Wiıssenschaft
monstratiıonen auch hier nach wIı1ıe VOT der Tages- auch ıhre institutionellen Konsequenzen. Dıiese implizie-
ordnung. Phasenverschoben findet dieselbe Auseinander- TCeN ıne wohldosierte Dıiıstanz ZU Tagesgeschehen. Wıs-
SETZUNG zwischen den aut iıhre Autonomıie bedachten senschaftliches Arbeiten 1St auf die Bedürfnisse uNseret
Hochschulen un staatlıchem Mitspracherecht Wo Mıtmenschen ausgerichtet, aber dies erfordert nıcht
die Gesetzgebung den Forderungen der Studenten 1n 2rö- letzt sachgerechte Ma(lßstäbe ZUr Beurteilung VO Bedürt-
Berem aße nachgegeben hat, verlagert sıch der Konflikt nıssen. Es mu{fß sehr bezweıtelt werden, ob solche Ma{(-
aut die Alltagsgeschäfte den Unıiversitäten (Habilıta- stäbe miıt politischen Schlagworten erstellt werden kön-
tıonen, Berufung, Wahlen Selbstverwaltungsgremien L1EeN
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über 4000 Mitglieder AausSs allen Bereichen der GesellschaftFehler anderer vermeiden
zaählt Es 1St hm, W 1e seine Vertreter meınen, in dieser
eıt gelungen, eiınem gewiıchtigen gesellschaftspoliti-In zunehmendem aße nehmen Berufsorganisationen

Hochschulfragen Stellung un weısen auf Getahren der schen Faktum werden. Er 1St keiner der 1mM Bundestag
Parteıen verpflichtet, aber entschiedener Ver-Entfremdung der Ausbildung VO  3 den beruflichen Anfor-

derungen hin Der Hartmannbund hat iıne gesetzlich Ver- teidiger der 1m Grundgesetz verankerten demokratischen
ankerte Mitbestimmung der jeweiligen berutfsständischen Ordnung. Naturgemäßß wırd seine Tätigkeit besonders
Vertretungen 1im Hochschulbereich gefordert. Auch die Hochschulorten miıt eskalierendem rad der Auseıin-
Pläne über die Gründung prıyater Unıiversitäten werden andersetzung beachtet: dort 1St regelmäßig Feınd Num-
mM1t zunehmender Konkretion diskutiert. Diese Diskus- HGT der S0% „tortschrittlichen“ Kräfte. Eın besonderer
s1ıonen sind angesichts des Überangebots Hochschulab- Schwerpunkt in der Arbeıt des Bundes 1St die Lehrerbil-
solventen in manchen wen1g gefragten Fachrichtungen dung, der ine Tagung aut der Bühlerhöhe 1m Januar 19772
(z Politologie Otto-Suhr-Institut 1n Berlın x1bt gewidmet Wa  —

heute weıt über 7000 Studenten, VOTL einıgen Jahren
noch 500) mehr als verständlıch. Von daher Rıchard Löwenthal, Protessor für Politikwissenschaft

der Berlin und einer der Vorsitzenden des Bundes, be-mu{(ß na  —$ auch die durch das Bundesverfassungsgerichts-
urteil VO 18 1977 differenzierte Beurteilung des Art auf der Miıtgliederversammlung 2972 K 1972 in

Bonn-Bad Godesberg, da{ß ıne Mıtwirkung der Wıeder-12 verstehen, die sıch die eXZeEeSSIVE Inanspruch-
nahme VO  $ Grundrechten absetzt. uch der Hınvweıs auf vereinıgung der Lehrkörper vordringlıche Aufgabe sel.

Gegenüber der faktischen Verselbständigung halbausgebil-diıe Zulassung ZuU Studium iın soz1alıstischen Ländern
dürfte in diesem Kontext ein1ıges Gewicht haben deter Tutoren un: der partiellen Gleichstellung VO  a WI1S-

senschaftlich nıcht ausgebildeten Lehrkräften mMIı1t wı1ssen-
Der Blick auf Österreich un die Schweiz ze1igt, dafß INnNan schaftHlichen Hochschullehrern gelte C5y, die Verantwortung
dort bestrebt ist;, deutsche Fehler ın der Gesetzgebung für wissenschaftliche Lehre und Forschung alleın den WI1S-
nıcht nachzumachen. Im Frühjahr 1973 sol] dem Kantons- senschaftlichen Hochschullehrern 7 geben. Der VO Fır-
rAat VO  - Zürich die Vorlage eınes Gesetzes für die Unıver- iINeN und ausländischen Wıiıssenschaftlern genügend A

sıtät Zürich zugeleitet werden. Neben der Stärkung der Sprache gebrachte Leistungsabfall und Nıveauverlust
Universitätsleitung wıird eın Universiutätsrat eingesetzt, deutscher Universitäten drohe 1ne erneute Isolierung der
der ein Verbindungsorgan zwıschen Staat un Universität deutschen Wissenschaftler herbeizuführen. Dazu se1 aber
ISt un die unmittelbare Autsıicht über die Hochschule die Gewinnung des iıntellektuellen Nachwuchses, der weıt-
ausuübt. Im Senat als dem Repräsentativorgan der Hoch- gehend den Rattenfängern der Utopie verfalle, und die
schule sollen Ordinarıien, übrıge Dozenten, Assıstenten Neuformulierung der allgemeinen Inhalte der Lehre, be-
un Studenten nach der Formel Z Vl 1n der Fakul- sonders der Regeneratıon des unterernährten Geschichts-

bewußtseins, ertorderlıch.tätsversammlung 1mM Verhältnis 5:1:1:1 vertreten se1in.
Osterreich steht VOT der parlamentarischen Beratung des
Uniıversitätsorganisationsgesetzes. Der Gesetzestext hat Inzwischen hat sıch auch dıe Gegenströmung tormiert. Be-
Gremien verschiedener Universiıtäten Stellungnahmen relits 1Q 1972 tand 1n Marburg eın VO wıederbe-
und Alternativvorschlägen veranlaßt. Man hat sıch 1m lebten „Bund Demokratischer Wissenschafller“ inıtu.erter
wesentlichen darauf geein1gt, bei bewährten Nomenkla- Kongreiß „ Wissenschaft un Demokratie“ S  9 der VO

(Fakultät, Ordentlicher Professor, Rektor USW.) der Gewerkschaft Erziehung und Wiıssenschaft, der Bun-
desassıstentenkonferenz und dem Verband Deutscher Stu-bleiben, jedoch die Funktionen heutigen Erfordernissen

entsprechend beschreiben. Diskussionen lösen ınsbe- dentenschatten mıtgetragen wurde. Die Veranstaltung
sollte den Zusammenschlufß aller Wissenschaftler, denensondere die Kriterien- aus, nach denen die Vertreter der

Studenten für Funktionen ın den Kollegialorganen SC- „der Auftrag des Grundgesetzes, einen demokratischen
wählt werden sollen Nıcht ımmer 1St 1n dem Österreıichi1- un soz1alen Rechtsstaat schaiffen, Leıitlinıe der poli-
schen Entwurt nach der Regel verfahren worden, da{ß be1 tischen Praxıs“ ist, Öördern. Die Notwendigkeıt der gC-

meınsamen Aktionen se1 Jjetzt gegeben, weıl die Bildungs-der Begutachtung un 1ın Fragen der Forschung nur _mit-
entscheiden kann, Wer qualifiziert 1St reform NUur zögernd vorankomme, LEUEC Landeshochschul-

DESETZE hıinter bereıits erreichte Fortschritte zurückfielen
Bund un Gegenbund un: se1tens des Staates Maßnahmen tortschrittliche

Wissenschaftler getroften würden, die bis ZU „Berutfs-
Die Auseinandersetzung den Hochschulen hat die Be- verbot“ gingen Reinhard Kühnl! (Marburg) führte damals
reitschaft Z Zusammenschlufß der Organısationen DC- 1n seiınem Einleitungsreferat Aaus, da{ß gesellschaftliche Ver-

antwortLung, Humanıtät und Emanzıpatıon Forschungs-genüber der OonN: eher zurückhaltenden Professorenschaft
und anderer Hochschulgeschehen Beteiligter gefördert. ziele un Lehrinhalte bestimmen mussen. ıne bloße
Schon 1m November 1970 wurde in onnn der „Bund YEL- Effizienzsteigerung genuge nıcht. Nur der Absicherung
heit der Wissenschaft“ gegründet, der nach Wwel Jahren überholter Monopolansprüche diıene die Behauptung, Stu-
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denten un Assıstenten selen nıcht für alle Fragen VO weıteres Beispiel 1st die bekannte Forderung „Marx
Forschung un Lehre hinreichend zuständig. Es se1l erfor- die Uni“. Zunächst als Aufforderung, marzxistischer Theo-
derlıch, den Kampf der Wissenschaftler „1N den allgemei- 1en VO Marxısten darstellen lassen, miıt einer plura-
nenNn Kampf Demokratisierung dieser Gesellschaft“ listischen Wertorientierung durchaus vereinbar, haben die
einzuordnen. Daraus eitete Kühnl auch die Notwendig- wenıgen bekannt gewordenen un die vielen wenıger be-
eıit NS Zusammenarbeit miıt den Gewerkschaften ab kannten Fälle VO Berufungen erklärter Marzxısten 1n
Der GEW, die 1mM „Bund Demokratischer Wıiıssenschaftler“ einem anderen Licht erscheinen lassen. Bereıts die Begleit-
gegenwärt1ıg treibende raft 1St, geht eine Samm- umstände solcher Berufungen (Solidarisierung breiter
lungsbewegung aller, die iıne Erneuerung der Hoch- Gruppen, mehr oder weniger direkte Miıtsprache außer-
schulen mMIt dem 7iel der integrierten Gesamthochschule be- unıversıtäiärer Organısatiıonen, z. B Parteiunterorganisa-
jahen. Ausdrücklich distanzıert S$1e sıch VO  - denjenigen, tıonen U, dgl.) machen den Unvoreingenommenen stutz1g.
die die Hochschulpolitik als Ansatzpunkt gesellschaftlıcher Die Dürftigkeit un Einseitigkeit des Lehrangebotes
Veränderungen sehen. Es bleibt abzuwarten, welche Rıch- VO Marxısten geleiteten Instituten 1St nıcht übertref-
(ung 1n der recht unterschiedliche Krätte vereinigenden fen (z Philosophischen Instıtut in Marburg, einst
Bewegung sıch durchsetzen wird. ein Mittelpunkt der Philosophie). Demgegenüber sınd die

Lehrangebote DDR-Universitäten auch in 508 Ges1in-
nungsfächern geradezu pluralistisch ennNnen. Es 1St ab-
wegı1g, meınen, da{fß die Berücksichtigung kontro-Dogmatismus statt Kooperation EISCI Lehrmeinungen gehe, WEenn ine Beteiligung VO  -

orthodox Festgelegten ZUr ede steht.
Seitdem institutionalıisıerte Dialogmöglichkeiten 1mM
Hochschulbereich 1bt, werden diese LUr allzuoft ZUuUr Jeder Kenner VO  a Geschichte un: Politik weılß, dafß Or-
Stäitte VO  —$ Agıtatıon un Kampf pervertiert. Derjenige, thodoxie und Dogmatısmus die Gegner geistiger Freiheit
der 1mM Besıtz der Wahrheit 1St un mIiıt mıssıonarıschem un: der Reflex VO Herrschaft 1m Bereich tormulierter
Eitfer seine Wahrheit urchsetzen will, wiırd 1n den MOög- Lehrinhalte sind. Nur die Tatsache, da{fß jede Orthodoxie
lichkeiten ZUF Miıtbestimmung ein willkommenes Instru- in weıt estärkerem Ma{fte der Erhaltung der Institution,
ment für se1ne Ziele sehen. Schlimmer 1St aber noch, da{fß deren Ideologie S1e Ist;, dient als der VO  - iıhr angeblich
der kooperationswillige Teil 1n den Gremıien nolens — vVe Sache, berechtigt der Annahme, dafß die
lens sıch durch solche Einstellung ebenfalls einer Front- TIradıtion VO Aufklärung un: Kritik auch dem u  I1
verhärtung veranlaßt sieht oder aber resignıert sachlich Dogmatısmus Schranken Entscheidend dürfte aber
unhaltbaren Forderungen nachgıibt. Dıie Folge siınd Poları- die Auseinandersetzung mMit der (bewußten) Sprachpolitik
sierung, die den unmiıttelbaren Blick aut die Sachprobleme der Neuen Linken se1ın, die das der europäischen Aufklä-
verstellt, un Politisierung. Dıie Dialogphase stellt sıch rung entstammende Vokabular ZUur Durchsetzung einer
deshalb dar als ıne Art Übergang VO: bejahten Pluralıis- kollektivistisch ausgerichteten Herrschaftstorm verwendet.
INUS der Wertorientierung gleichzeitigem Priımalt der Sıe rechnet oftenbar bewußt damıt, durch die eXZESSLVE
Sachlichkeit ZUur „Parteilichkeit tür die Wahrheıit“. Wenn Deutung VO  a Begriften, die dıe Stellung des Individuums
nıcht mehr Argumente, sondern die raft ZUT Überredung gegenüber einem übermächtigen Staat definieren, als An-
überwiegen, dann 1sSt das Experiment des Dialoges nıcht walt des Individuums angesehen werden. Dıiese Usur-
gelungen, weıl dann der als der Schwächere oilt, der Aaus$s patıon eiıner Tradition Z Zwecke iıhrer Aufhebung amn
Überzeugung darauf verzichtet, miıt allen Mitteln seinen 1U  — durch Sprachkritik un: Gegenautfklärung beseitigt
Standpunkt durchzusetzen. Eın Beispiel 1St die Forderung werden. S1e muß gleichzeitig die Perversion Ze1lt-
nach ausnahmsloser Universitätsöffentlichkeit der Sıtzun- gemäßer Forderungen (z Mitbestimmung, Freiheit der
gCNn der Kollegialorgane der Unıiversıiutäten. Die Oftent- Wissenschaft) durch ıhre sachliche Begründung und
ichkeit der Parlamente, der Verwaltung un der Gerichte ihre überdehnte Inanspruchnahme (z die Drittelparıtät
1St abgestuft nach Art des GremLuums un: der ZUr Beratung 1in allen Unıiversitätsorganen 1MmM Verhältnis VO  w Hochschul-
anstehenden Sache Diese Regelung erg1ibt sıch einerseıts lehrern, Studenten und nıcht-wissenschaftlichem Personal)
Aaus dem öfftentlichen Auftrag dieser Gremıien, aber auch entschieden Stellung nehmen, da s1e ıne dem Intorma-
AUS der Notwendigkeıit, ohne ruck beraten und entschei- tionsstand aller Beteiligten gerecht werdende Regelung
den können. Dıie „Universitätsöffentlichkeit“ der Unıi1- der Zusammenarbeit etztlich verhindert.
versıtätsorgane, die die Transparenz der Entscheidungen
sıchern soll, hat jedoch häufıg dazu geführt, die Uniıver-
sıtätsorgane dem Druck einer geschlossen auftretenden enliende Reform der Studieninhalte
Gruppe Au  , Dem ann 1LUr durch die Erweıte-
runs der Universitätsöffentlichkeit einer allgemeınen Unter diesen Umständen 1St nıcht verwunderlıich, da{fß

auch nach dem Formalismus der Organisationsreformdis-Oftentlichkeit begegnet werden, aber auch durch den Aus-
schluß der Oftentlichkeit bei der Behandlung bestimmter kussıon und iıhrer teilweisen Verwirklichung die Reform

der Studzeninhalte csehr mühsam iın Gang kommt unMaterıen (Personal- un Prüfungsangelegenheıiten). Eın



Gesellschaftliche Entwicklungen
dem durch die Vorschaltung hochschuldidaktischer For- grundsätzlıch bereıits eın breiter Konsens anzubahnen. In
schungen verdrängt wırd. Die VO  _ allen Seiten als dring- gleicher Weise tordern Bayern und SPD-Kreıise 1n
lich erachtete Studienreform wırd aber alle Fronten NECU Hamburg iın etzter eıit ıne präzıise Abstimmung VO  =

aufreißen. Studienzıiel, NS und -dauer. Da{fß sıch AauUSs diesen FOor-
Die bisherigen vereinzelten Ansätze sınd 1m wesentlichen derungen keine spürbare Entlastung der Hochschulkapa-
davon bestimmt, Studıengänge einzurichten, die gC- zıtät ergeben wiırd, sondern das Gegenteıl, wırd sehr bald

deutlich werden. Denn die Mehrbelastung e1nes wenıgertatten, Regelstudienzeiten festzulegen. Abzubauen aber
ware das Auseinandertallen VO  e} hochschulintern geforder- als bisher gestuften Lehrkörpers durch Lehraufgaben wırd

Zwangswelse entweder ıne Stellenvermehrung oder dieten Kenntnissen, staatlichen Prüfungsordnungen und be-
ruflichen Qualifikationsansprüchen. Dazu wırd N siıcher weitgehende Einschränkung der Forschung den Uni1-

versıtäten nach sıch zıiehen mussen. In jedem Falle dürftenotwendıg se1n, in ıntensive Kontakte mMi1t den Berufs-
verbänden treten Man wırd einen Kompromi{fß ZW1- die Zeıt, 1in der es möglıch se1ın konnte, ideologische Aus-

einandersetzungen 1n die UnLversität tragen, endgültigschen der forschungsbestimmten und torschungsbezogenen
Lehre un: den sıch rasch wandelnden Bedingungen des vorbei se1n. Es bleibt abzuwarten, ob dies allen Beteilig-
modernen Berutslebens erzielen mussen. Hıer scheint sıch ten klar geworden ISt. Helmaut Kohlenberger

Kursäanderung INn der Vermögenspolitik?
Eın grundlegendes Orientierungsproblem der Gewerkschaften

Auf dem Höhepunkt des Wahlkampfes hat die Metall 7Ziel der Vermögenspolitik muß eiıne soz1al gerechtere
ıne Erklärung veröffentlicht, die nıcht NUuUr vermöÖgens- Vermögensverteilung se1InN, ıne Vermögensvertel-
politisch 1ıne kleine Sensatıon darstellt. egen der Aus- lung, die „einen höheren Anteıl der Arbeitnehmer der
einandersetzungen die Bundestagswahl 1St dieses Vor- gesamtwirtschaftlichen Vermögensbildung“ siıchert.
kommnis jedoch 1n der Oftentlichkeit gut W1e Sal nıcht „Die soziale Stellung des Arbeitnehmers kann durch
regıstriıert worden. In den Fachgremien des Deutschen vermögenspolitısche Ma{fnahmen nıcht grundsätzlichGewerkschaftsbundes und der Bundesregjierung wird INan geändert werden. Vermögenspolitik kann daher weder diesıch dagegen der weıitreichenden Folgen dieses Schrittes
mehr un mehr bewußfßt. Mitbestimmung noch den weıteren Ausbau des Systems

der kollektiven Sicherheit ersetzen.“

„Grundlage der Vermögenspolitik 1St ıne gerechtere
Einkommens- un: Steuerlastverteilung ... Vermögens-Eine überraschende Inıtiatıve der politische Mafßnahmen, die direkt oder iındirekt die aktive
Tarıfpolitik einschränken oder dıe ıne gerechtere Steuer-
lastverteilung verhindern, werden AaUus diesem Grunde als

Was 1St geschehen? Am Oktober hat der Erste Vor- ungee1gnet abgelehnt.“
sıtzende dieser Gewerkschaft, ugen Loderer, VOTLr Funk-
tionären 1ın München „Leitsätze der Metall ZUTE Ver- Dıie überbetriebliche Ertragsbeteiligung 1St bedenklıich,

weıl S1e direkt die Gewinne der Unternehmenmögenspolitik“ erläutert, die eine eindeutige Zurückwei-
SuNng aller Pläne ZUur Einführung einer gesetzlichen, über- knüpft Damıt tangıert S1e einerseıts den möglıchen

Spıtzensteuersatz in der Einkommens- und Körperschafts-betrieblichen Ertragsbeteiligung darstellen. Das 1St ine
Absage nıcht NUur die Adresse des DGB-Bundesvor- sSteuer, andererseıts wirkt die Verbindung MI1It dem Ge-

wınn auf dıe gewerkschaftliche Tarıfpolitiık zurück.standes, der MIt einem entsprechenden vermögenspolı-
tischen Modell LLEUC gewerkschaftspolitische Aktionstelder Wenn der Eftekt der Ertragsbeteiligung gesichert seıiın
erschließen wollte und sıch dabei der Konzeption einer soll, mussen die Anteıle der Arbeitnehmer für lange eit
eindeutig ausgerichteten Gruppe Junger Wissenschaftler un vielleicht prinzıipiell der Verfügung der Arbeit-
bediente:; das 1st auch eın deutlicher 1n wWweIls die nehmer werden. „Lange oder ar ew1ge perr-
Adresse der Regierungsparteıien, sıch nochmals über- risten mussen aber abgelehnt werden, weıl s1e den Ar-
legen, ob die se1it Jahren propagıerte „grofße Lösung” der beitnehmern NUr fiktive Vorteile bringen würden, die
Vermögenspolitik 1n der Einführung der überbetrieblichen entsprechenden Gegenreaktionen tühren müßten.“
Ertragsbeteiligung bestehen Ca ho Es Mu klar unterschieden werden zayıschen Ver-
Dıie kritischen Einwände der Metall basıeren auf tol- mögenspolitik einerseıts un der Kontrolle wirtschafllicher
genden Kerngedanken: Macht andererseiıts. „Eıne breıitere Streuung des Produk-


